
Regelung geht davon aus, daß did DDR ein souveräner 
Staat ist, und berücksichtigt entsprechend den Prin­
zipien der friedlichen Koexistenz auch die souveränen 
Rechte anderer Staaten und die sich daraus ergebende 
Rechtsstellung ihrer Staatsbürger. Sie ist darauf ge­
richtet, in Familienverhältnissen mit internationalem 
Element ein Höchstmaß an Ordnung und Stabilität zu 
sichern, soweit dies durch eine einstaatliche Gesetz­
gebung möglich ist. Die Kollisionsnormen regeln nicht 
'nur die Verhältnisse, in denen das Recht der DDR 
zur Anwendung kommt, sondern bestimmen auch 
generell für jeden Fall die Gesetze des Staates, die 
anzuwenden sind. Sie geben damit vor allem den 
Gerichten eine sichere Grundlage für ihre Entschei­
dung. Ihre Anwendung entfällt, wenn zwischen der 
DDR und anderen Staaten Rechtshilfeverträge, die 
diese Fragen mit umfassen, abgeschlossen sind. Solche 
Abkommen bestehen z. Z. mit der UdSSR, der Volks­
republik Polen, der CSSR, der Ungarischen Volksrepu­
blik, der Volksrepublik Bulgarien, der Sozialistischen 
Republik Rumänien und der Volksrepublik Albanien*. 
Im Verhältnis zu diesen Staaten gelten deshalb primär 
die Festlegungen der Rechtshilfeverträge. Nur soweit 
diese Verträge keine Regelung enthalten, sind die 
allgemeinen Vorschriften des EGFGB anzuwenden.

Eheschließung
Die kollisionsrechtliche Regelung der Eheschließung 
(§ 15 EGFGB) unterscheidet zwischen materiellen und 
formellen Voraussetzungen der Eheschließung. Die Ehe­
fähigkeit, einschließlich der Eheverbote, bestimmt sich 
für jeden der beiden Eheschließenden nach den Geset­
zen des Staates, dessen Staatsbürgerschaft er besitzt. 
Diese Regelung ist darauf gerichtet, sog. hinkende 
Ehen zu verhindern, d. h. Ehen, die in einem Staat 
wirksam und in anderen Staaten unwirksam wären. 
Bei der Bedeutung, die einer Eheschließung für das 
künftige gemeinsame Leben beider Ehegatten zu­
kommt, muß von vornherein gesichert werden, daß 
die Existenz der Ehe nicht in Frage gestellt oder von 
den Möglichkeiten einer Nichtigkeitsklage bedroht ist. 
Dabei müssen die Organe des Personenstandswesens 
allerdings Ehehindernisse anderer Rechtsordnungen, 
die auf Verschiedenheit von Rasse, Religion usw. be­
ruhen, unberücksichtigt lassen (§ 24 EGFGB).

Eheschließungen zwischen Bürgern der DDR und Bür­
gern anderer Staaten bedürfen, um wirksam zu wer­
den, der Genehmigung der zuständigen Organe für 
Angelegenheiten des Personenstandswesens (§15 Abs. 1 
Satz 2. EGFGB). Dies gilt für Eheschließungen inner­
halb wie außerhalb der DDR.
Die Form der Eheschließung bestimmt sich nach den 
Gesetzen, die am Ort der Eheschließung gelten. In 
der DDR können demnach Ehen nur vor dem Standes­
amt wirksam geschlossen werden (§ 6 FGB)4 5 6 * 6 7 *. Für Ehe­
schließungen außerhalb der DDR gilt ebenfalls primär
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die dort vorgeschriebene Form. Wirksam ist eine Ehe­
schließung aber auch dann, wenn die Formvorschriften 
des Staates erfüllt sind, dem einer der Eheschließenden 
angehört. Das Gesetz erkennt also auch nur kirchlich 
geschlossene Ehen als wirksam an, wenn dies dem 
Ortsrecht des jeweiligen Landes entspricht. Es genügt 
auch die zivile Form oder die Eheschließung vor einer 
dazu ermächtigten diplomatischen oder konsularischen 
Vertretung, falls einer der Eheschließenden Bürger 
der DDR ist. Die Bestimmungen sind deshalb so groß­
zügig, weil eine Ehe nicht an Formfragen scheitern 
soll, wenn die materiellen Voraussetzungen erfüllt 
sind und die erforderliche staatliche Genehmigung vor­
liegt.

Persönliche und vermögensrechtliche Beziehungen 
der Ehegatten
Im Gegensatz zur bisherigen Regelung (Art. 14 und 15 
EGBGB) werden die persönlichen und vermögens­
rechtlichen Beziehungen der Ehegatten einem einheit­
lichen Recht unterstellt. Die Kollisionsregelung be­
rücksichtigt die Tatsache, daß nach dem FGB die per­
sönlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen der 
Ehegatten eng miteinander verbunden sind. Die orga­
nische Einheit der Familiengemeinschaft verbietet es, 
komplexe Verhältnisse einem unterschiedlichen Recht 
zu unterstellen.
Ein weiterer Grundzug ist die Gleichstellung von Mann 
und Frau. An Stelle der bisherigen einseitigen An­
knüpfung an das Recht des Ehemannes (Art. 15 
EGBGB) wird festgelegt, daß sich die persönlichen 
Beziehungen, die Unterhaltsansprüche und die Ver­
mögensverhältnisse der Ehegatten nach den Gesetzen 
des Staates bestimmen, dem die Ehegatten gemeinsam 
angehören®. Besteht keine gemeinsame Staatsange­
hörigkeit, so sind die Verhältnisse nach dem FGB der 
DDR zu beurteilen. Diese Regelung wird im wesent­
lichen nur wirksam, wenn nach den prozessualen Vor­
schriften die Zuständigkeit der Gerichte der DDR ge­
geben ist.
Die Regelung dient dem umfassenden Schutz der 
Rechte der DDR-Bürger, da in allen Fällen, in denen 
ein Ehegatte Bürger der DDR ist, von den Gerichten 
die Bestimmungen des FGB anzuwenden sind. Das 
Familienrecht eines anderen Staates findet nur Anwen­
dung, wenn beide Ehegatten Angehörige dieses Staates 
sind.

Ehescheidung und Ehenichtigkeit
Auch die Beendigung einer Ehe durch Scheidung rich­
tet sich entsprechend den Prinzipien der Kollisions­
regelung nach der Rechtsordnung des Staates, dem 
beide Ehegatten zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
angehören (§ 17 Abs. 1 EGFGB). Fehlt es an diesem 
beide Ehegatten gleichermaßen verbindenden Moment, 
so sind die Bestimmungen des FGB anzuwenden. Diese 
sind auch — unabhängig von der Staatsangehörigkeit 
der Ehegatten im Zeitpunkt der Klageerhebung — 
maßgebend, wenn einer der Ehegatten im Zeitpunkt 
der Eheschließung die deutsche Staatsangehörigkeit 
besaß und sie auf Grund früheren Rechts durch die 
Eheschließung verloren hat (§ 17 Abs. 2 EGFGB). Diese 
Bestimmung liegt insbesondere im Interesse der 
Frauen, die vor der Verwirklichung des Gleichberech­
tigungsprinzips’ auf Grund des bis dahin geltenden

6 und zwar in dem jeweils maßgebenden Zeitpunkt, insbeson­
dere also dem der Entscheidung. Im Unterschied zum bisheri­
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